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Tagebau– Pödelwitzer warten seit einem Jahr auf Akteneinsicht zu Tagebau-Betriebsplänen 

Seit einem Jahr wartet die Bürgerinitiative Pro Pödelwitz auf Akteneinsicht zu Tagebau-

Betriebsplänen. Ihr Antrag beim Sächsischen Oberbergamt ist bis heute weder abgelehnt noch positiv 

beschieden worden. Dort heißt es, dass der freie Zugang zu Umweltinformationen gesetzlichen 

Einschränkungen unterliege. 
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Blick in den Tagebau Schleenhain, der immer näher an die Ortschaft Pödelwitz heran rückt. Im 

Hintergrund ist neben dem Bagger die Kirche zu sehen. 

Quelle: Andreas Döring 

Groitzsch/Pödelwitz. Seit nahezu einem Jahr warten Jens Hausner und Tilo Kraneis von der 

Bürgerinitiative Pro Pödelwitz vergeblich auf Akteneinsicht zu zehn Tagebau-Betriebsplänen mitsamt 

den dazugehörigen Genehmigungen und Umweltunterlagen. Aus denen soll hervorgehen, wie sich 

der Bergbaubetreiber Mibrag unter anderem den Schutz von Grundwasser und Natur vorstellt.  

Die Pödelwitzer hatten dazu am 21. Juli 2016 einen entsprechenden Antrag beim Sächsischen 

Oberbergamt in Freiberg gestellt. Doch bis heute habe die Behörde die Unterlagen nicht 

herausgegeben, ergreift der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) in Chemnitz Partei für die 

Bürgerinitiative. Er unterstütze nun die Forderung nach sofortiger Herausgabe der Umweltdaten und 

berufe sich dabei auf den Paragrafen 3 des bundesdeutschen Umweltinformationsgesetzes (UIG) 

soǁie ParagrafeŶ 4 des säĐhsisĐhes UIG. DariŶ heißt es, dass „jede PersoŶ ;...Ϳ AŶspruĐh auf freieŶ 
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)ugaŶg zu UŵǁeltiŶforŵatioŶeŶ ;hatͿ“. Der )ugaŶg haďe iŶ der Regel ďiŶŶeŶ eiŶes MoŶats zu 
erfolgen beziehungsweise „ǀoŶ zǁei MoŶateŶ, ǁeŶŶ die UŵǁeltiŶforŵatioŶeŶ derart uŵfaŶgreiĐh 
uŶd koŵplex siŶd, dass die eiŶŵoŶatige Frist ŶiĐht ausreiĐht.“ Der AŶtrag köŶŶe jedoĐh auĐh 
aďgelehŶt ǁerdeŶ, ǁeŶŶ ďeispielsǁeise BetrieďsgeheiŵŶisse ďetroffeŶ siŶd. „DoĐh eiŶe AďlehŶuŶg 
ist iŶ dieseŵ Fall ďis heute ŶiĐht gesĐheheŶ“, so der BUND ǁeiter iŶ eiŶer PresseerkläruŶg. 

JeŶs HausŶer ǀersteht die Welt ŶiĐht ŵehr: „SiŶd ǁir deŵ Bergaŵt ŶiĐht ǁiĐhtig geŶug, uŵ uŶsereŶ 
AŶtrag ordeŶtliĐh zu ďearďeiteŶ?“ Ihr Dorf soll ǀoŶ der Miďrag aďgeďaggert ǁerdeŶ. „Daŵit dürfte 
unser Interesse an den Informationen zum laufenden Tagebau wohl ausreichend begründet sein, 

oder etǁa ŶiĐht“, fragt er ǁeiter. 

Das sächsische Oberbergamt bestätigt nun auf LVZ-Anfrage, dass ein entsprechender Antrag auf 

Akteneinsicht vorliege. Die Antragsteller seien dabei anwaltlich vertreten, erläutert der 

Abteilungsleiter Martin Herrmann weiter. Ihrem Rechtsbeistand sei auch der aktuelle Sachstand zu 

der Anfrage bekannt und könne von den Antragstellern jederzeit erfragt werden.  

Inhaltlich handele es sich um ein sehr umfangreiches Ersuchen zu einer Vielzahl von Zulassungen und 

Genehmigungen, so Herrmann weiter. Das erforderte seitens des Oberbergamtes eine vorherige 

Sichtung der Unterlagen und die Aussonderung von – aus unterschiedlichen Gründen – 

sĐhützeŶsǁerteŶ oder ǀoŵ IŶforŵatioŶsaŶspruĐh ŶiĐht uŵfassteŶ AŶgaďeŶ. „Der gruŶdsätzliĐh 
bestehende Anspruch auf freien Zugang zu Umweltinformationen unterliegt gesetzlichen 

Einschränkungen, die von dem Sächsischen Oberbergamt zu beaĐhteŶ siŶd“, ŵaĐht der 
Abteilungsleiter deutlich.  

Im Wesentlichen betreffe dies den Datenschutz zu personenbezogenen Angaben und den Schutz von 

Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen, wozu die jeweiligen Unternehmen hinzugezogen werden 

müssen. Die sich daraus ergebenden Vorgehensweisen wurden zuletzt am 30. Juni mit der 

anwaltlichen Vertreterin abgestimmt.  

Rückendeckung erhält die Bürgerinitiative Pro Pödelwitz weiter von Felix Ekardt, Vorsitzender des 

BUND-LaŶdesǀerďaŶdes SaĐhseŶ: „Die )eiteŶ, iŶ deŶeŶ Daten aus dem Braunkohletagebau und der 

ǀoŵ Tageďau ďetroffeŶeŶ Uŵǁeltgüter iŵ GiftsĐhraŶk liegeŶ, sollteŶ läŶgst ǀorďei seiŶ.“ WeŶŶ die 
Öffentlichkeit Zugang zu umweltbezogenen Informationen habe, schärfe das nicht zuletzt das 

Umweltbewusstsein und trage zu einem freien Meinungsaustausch bei.  

„WeŶŶ das säĐhsisĐhe Gesetz ŶiĐht ausreiĐht, uŵ iŶ aŶŶehŵďarer )eitspaŶŶe die IŶforŵatioŶeŶ zu 
ďekoŵŵeŶ, täte der LaŶdtag siĐher gut daraŶ, dieseŶ Makel sĐhŶellstŵögliĐh zu ďeseitigeŶ“, erklärt 
er. 

Von Kathrin Haase 
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Oberbergamt
spielt auf Zeit
TJ ören sie den Amtsschimmel wiehern?
11 Das sächsische Oberbergamt
verkriecht sich hinter nebulösen Vorwän-
den, um die Gegner neuer Tagebaue im
Landkreis Leipzig auf Distanz zu halten.
Die Komplexität des Anliegens, schüt-
zenswerte Daten des Unternehmens und
sogar personenbezogene Angaben
würden angeblich eine Einsicht in das
Genehmigungsverfahren für einen neuen
Tagebau verhindern. Da fragen sieh die
Pödelwitzer zu Recht, wer und was wird
hier geschützt. Die Unternehmensstrate-
gie der Mibrag, die auf Rendite ausge-
richtet ist? Die Geschäftsführung, die vom
Anteilseigner des Unternehmens - der
tschechischen Heuschrecke EPH - zu
maximalem Profit verpflichtet ist, aber in
der Öffentlichkeit den Kopf nicht hinhal-
ten möchte?

Die Geheimniskrämerei um die
Erweiterung der bestehenden Tagebaue
und die damit verbundene Abbaggerung
von Pödelwitz und Obertitz ist ein
Armutszeugnis für das Land Sachsen.
Während die Bundesregierung um eine
klare Haltung zum Braunkohleausstieg
ringt, die Grünen diesen bereits auf der
Agenda haben, verhandelt der Freistaat
eine Verlängerung. Sicher ist der Ansatz
komplex. Im Kohlerevier stehen Arbeits-
plätze auf dem Spiel. Riesige Investitio-
nen wie die in das Kraftwerk Lippendorf
müssen verteidigt werden. Aber ebenso
fordern die Bewohner der vom Abbau
bedrohten Dörfer den Schutz ihrer
Heimat.

Gerade weil so gegensätzliche
Interessen aufeinandertreffen, ist
Transparenz im Genehmigungsverfahren
um neue Abbaufelder unverzichtbar.
Nicht nur Umweltverbände, auch das
Parlament und die sächsische Landesre-
gierung müssen daran interessiert sein.

Ein Spiel auf Zeit wäre eine feige
Strategie, könnte Pödelwitz aber viel-
leicht dienen. Sollten die Grünen in der
kommenden Bundesregierung mitmi-
schen, haben sie ein Gesetz angekündigt,
das neue Tagebaue verhindert.
/4 b.schoeppenthau@lvz.de


